
Vermutlich musste es ja so kommen.
Schließlich ist Rüdiger Grube der
Chef der Deutschen Bahn. Wer,

wenn nicht er, sollte sich also damit aus-
kennen, wie man eine Sache aufs richtige
Gleis setzt, die Weichen stellt und dafür
sorgt, dass die Dinge dann in die Richtung
laufen, in die sie laufen sollen.

Genau das taten sie auch vergangene
Woche beim umstrittenen Bahn-Projekt
Stuttgart 21, das Grube unbedingt durch-
setzen will: Gerade sieben Wochen ist
die grün-rote Landesregierung im Amt,
nun hat Grube sie genau da, wo er sie
am liebsten sieht – konfus, in der Defen-
sive.

Und es war auch noch so einfach gewe-
sen. Es reichte eine Powerpoint-Präsenta-
tion mit 22 Folien, ein Hintergrundge-
spräch mit ausgewählten Journalisten in
Berlin und eine klare Botschaft: Stresstest
bestanden – die Pläne der Bahn für die
Tieferlegung des Stuttgarter Hauptbahn-
hofs erfüllen im Wesentlichen jene Vorga-
ben an die Kapazität, auf die sich Gegner
und Befürworter, Landesregierung und
Bahn im vorigen Jahr geeinigt hatten.

Was sollten die Grünen, Ministerpräsi-
dent Winfried Kretschmann und sein Ver-
kehrsminister Winfried Hermann, dage-
gen noch sagen? Am vorigen Mittwoch
musste sich Hermann im Stuttgarter Land-

tag verteidigen, gegen die Opposition so-
wieso, aber auch gegen den Koalitions-
partner SPD, der Stuttgart 21 unterstützt.
Wenn der Stresstest bestanden ist, „dann
ist das Ergebnis bindend“, sagte SPD-
Fraktionschef Claus Schmiedel.

Ein Fest für CDU und FDP; ihre Abge-
ordneten klopften demonstrativ Beifall.
Beide Parteien knöpften sich die grünen
Bahnhofsblockierer einen Tag später
auch gleich noch mal in einer Aktuellen
Stunde im Berliner Reichstag vor. Was
für eine Gelegenheit, es den Grünen
heimzuzahlen, nachdem die Öko-Partei
die Koalition beim anderen großen Zu-
kunftsthema, dem Atomausstieg, seit Wo-

Deutschland

� � �  � � � � � � �  2 7 / 2 0 1 118

B
A

H
N

 /
 D

P
A

Milliarden-Bahnhofsprojekt Stuttgart 21 (Entwurf): „Weitere Kostensteigerungen können nicht ausgeschlossen werden“

V E R K E H R

Kalkulation und Kalkül
Anhänger und Gegner von Stuttgart 21 warten auf das Ergebnis des Stresstests. 

Dabei gerät die wichtigste Frage aus dem Blick: Hat die Bahn bei den Kosten ehrlich gerechnet? 
Interne Dokumente legen nahe, dass der Konzern die Öffentlichkeit getäuscht hat.



chen vor sich hergetrieben hatte. „Außer
Rand und Band“ sei der Minister Her-
mann, empörte sich der CDU-Mann Ste-
fan Kaufmann; „Volksverdummung“ warf
ihm der Liberale Hartfrid Wolff vor, weil
Hermann nur noch aus Prinzip, aber
ohne guten Grund gegen das Projekt sei.

Da half es auch nichts mehr, dass Her-
mann im Stuttgarter Landtag ständig be-
tonte, die Bahn-Zahlen zum Stresstest sei-
en noch gar nicht abschließend überprüft,
deshalb fehle jede Grundlage, „um ein
endgültiges Urteil zu fällen“. Und auch
ein anderer Satz ging völlig un-
ter: dass „es keine allgemeine
Förderpflicht für Stuttgart 21
über 4,5 Milliarden hinaus
gibt“. Höchstens 4,5 Milliarden
Euro dürfe Stuttgart 21 also
kosten, meinte Hermann da-
mit, „keinen Cent mehr“, zu-
mindest keinen vom Land.

Damit aber hatte der Minis-
ter tatsächlich den Knackpunkt
getroffen. Denn selbst wenn
der Stresstest zu einem positi-
ven Ergebnis kommt – die Zu-
kunft von Stuttgart 21 entschei-
det sich daran, ob die Bahn
ihre selbstgesetze Hürde von
4,5 Milliarden Euro reißt oder
nicht. Grube beteuert, das wer-
de nicht passieren, alle Kosten-
risiken, steigende Baustoffprei-
se etwa, seien bei der Bahn in
die Planung eingerechnet. 

Bahn-interne Dokumente,
die dem SPIEGEL vorliegen,
wecken genau daran aber nun
erhebliche Zweifel. Es sind
Vermerke, Protokolle, Präsen-
tationen und Grafiken der
Bahn-Töchter DB Projektbau
und DB Netz aus den Jahren
2002 bis 2010. Sie legen den
Schluss nahe, dass bereits vor
fast zwei Jahren Bahn-intern
die Kosten längst auf mehr als
4,5 Milliarden Euro kalkuliert
waren. Damit hätte das Projekt
aber laut den eigenen Vorga-
ben der Bahn beerdigt werden
müssen.

Grubes Zuversicht ist zudem ein Muss-
Optimismus, er braucht den Bahnhof, das
Vorhaben soll sein Meisterstück werden.
Anfangs war Grube skeptisch, manche
im Konzern hofften gar, er werde Stutt-
gart 21 als Altlast seines Vorgängers Hart-
mut Mehdorn entsorgen. Doch dann kam
Kanzlerin Angela Merkel und erhob im
September 2010 den schwäbischen Bahn-
hofsbau zur Schicksalsfrage einer moder-
nen Industrienation. Nun wollte Grube
bauen, trotz Beschimpfungen und anony-
mer Drohungen. Koste es, was es wolle –
auch die Wahrheit?

Das umfangreiche Aktenkonvolut
stützt den Verdacht, dass die Bahn in der

Vergangenheit immer wieder systematisch
die Kosten für Stuttgart 21 geschönt hat.
Denn intern hatten ihre Projektplaner, so
ist den Unterlagen zu entnehmen, weit
höhere Kosten errechnet, als der Staats-
konzern nach außen verlauten ließ. 

So kalkulierte die Bahn die Kosten im
März 2005 schon auf 4,1 Milliarden Euro;
das waren satte 1,3 Milliarden mehr, als
den Steuerzahlern damals genannt wurde.
Diese 4,1 Milliarden räumte die Bahn
aber erst gut vier Jahre später als vermut-
liche Projektkosten ein. Da waren die An-

sätze in ihren internen Rechnungen aller-
dings schon weitergaloppiert und bei über
5 Milliarden Euro angekommen.

Die Dokumente liefern zudem seltene
Einblicke in das Verhältnis zwischen der
Bahn und der damals noch CDU-geführ-
ten Landesregierung in Stuttgart. Die je-
weiligen Kalkulationen des Staatskon-
zerns waren unvollständig und auch für
die Stuttgarter Ministerialen kaum zu
durchschauen. Glaubt man den Unterla-
gen, beteiligte sich die Landesregierung
aber trotzdem nur allzu bereitwillig dar-

* Mit dem baden-württembergischen Finanz- und Wirt-
schaftsminister Nils Schmid (SPD).

an, die wahren Kosten zu verschleiern.
Die Zahlentricks begannen offenbar spä-
testens 2003. Am 4. Juni fuhren Mitarbei-
ter des damaligen Stuttgarter Umwelt-
und Verkehrsministeriums zu einer Be-
sprechung nach Frankfurt in die Zentrale
der Bahn-Tochter DB Netz AG. Thema:
der Umbau des 75 Jahre alten Stuttgarter
Hauptbahnhofs zu einem unterirdischen
Hightech-Terminal für den Schienenver-
kehr des 21. Jahrhunderts. 2,6 Milliarden
Euro, so hieß es damals offiziell, sollte
das Vorhaben kosten.

Die Projektentwickler bei
DB Netz wussten es freilich
schon besser. Sie hatten bereits
im Oktober 2002 mit 3,3 Mil -
liarden Euro kalkuliert, denn
zuvor waren sowohl die Pla-
nungskosten als auch die Preis-
steigerung für Baumaterial zu
niedrig angesetzt gewesen.
Spielraum nach unten war in
der neuen Kalkulation offen-
bar nicht mehr: „Die Suche
nach Kosteneinsparungen er-
brachte bisher lediglich ein
Potential von 26 Mio. Euro“,
heißt es in einem DB-Vermerk.
Das alles erfuhren die Ministe-
rialen vertraulich an jenem
Juni-Tag in Frankfurt. 

Nicht aber die Öffentlich-
keit. Die Zahl von 3,3 Milliar-
den Euro tauchte nie auf. Statt-
dessen versuchte die DB Pro-
jektbau, die Summe in den
internen Berechnungen zu drü-
cken. So kam sie schließlich
auf nur noch 2,81 Milliarden
Euro – fast eine halbe Milliar-
de weniger als bisher. Warum
der Preis auf so wundersame
Weise sinken konnte? Die Er-
klärung findet sich etwas ver-
klausuliert in einer Bahn-inter-
nen Präsentationsfolie. Die üb-
lichen Preissteigerungen hatte
das Unternehmen nämlich nur
bis zum Jahr 2002 eingerech-
net, im Bahn-Deutsch heißt
das: „Weitere Dynamisierung
ist nicht dargestellt.“

Dass die neue Zahl damit geschönt
war, wussten offenbar auch die DB-Pro-
jektentwickler. Das Ergebnis sollte „vor-
erst vertraulich“ behandelt werden. „Wei-
tere Kostensteigerungen“ könnten „nicht
ausgeschlossen werden“, heißt es sibylli-
nisch in einem Vermerk vom September
2004.

Wohl wahr, und es würden keine Kle-
ckerbeträge werden, wie die Fachleute
bei der Bahn ebenfalls schon 2004 wuss-
ten. Nach den internen Berechnungen
der Bahn wurde Stuttgart 21 deshalb An-
fang 2005 nicht mehr mit 2,6 Milliarden,
wie für die Öffentlichkeit, auch nicht
mehr mit 2,8 Milliarden, wie für die Stutt-
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Widersacher Grube (o.), Kretschmann (u. r.)*: Außer Rand und Band
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Am Nasenring
Wie sich der Stuttgarter Verkehrsminister Winfried Hermann demontiert

Eigentlich ist Winfried Hermann
ein Mann klarer Worte. Das stra-
tegische Drumherumreden oder

taktische Schweigen vieler Politiker
liegt ihm einfach nicht. Auf der Oppo -
sitionsbank im Bundestag hat sich
Hermann mit dieser Art einen Namen
gemacht, wahrscheinlich hat sie ihm
auch sein neues Amt eingebracht.

Doch rund sieben Wochen als Ver-
kehrsminister in Baden-Württemberg
und drei Rücktrittsforderungen später
will sich Hermann, 58, am liebsten auf
gar nichts mehr festlegen. Als ihn seine
Amtsvorgängerin Tanja Gön-
ner am vergangenen Mittwoch
im Landtag ins Verhör nahm,
da redete Hermann und redete.
Immer schön drum herum. Oh -
ne auch nur entfernt eine Ant-
wort auf die simple Frage zu
liefern, ob er, der grüne Minis-
ter, der erklärte Gegner des
Bahnhofsprojekts Stuttgart 21,
sich noch an das Ergebnis der
Schlichtung gebunden fühlt.

Er dachte, als Minister werde
er mit der Bahn eine Diskus sion
auf Augenhöhe führen. Mit
Bahn-Chef Rüdiger Grube ver-
band ihn zwar keine Freund-
schaft, doch Sympathie und die
Leidenschaft zum gepflegten
Streit. Sie sind beide kleine
Männer mit großem Ego. Jetzt
ist er geschockt vom professio-
nellen Kalkül, mit dem die Bahn
ihre Interessen vorantreibt.

Seit Hermann in Stuttgart was zu
sagen hat, sagt er zu viel. Und weil er
zu viel sagt, zu oft das Falsche. Die
erste offene Flanke präsentierte Her-
mann seinen Gegnern bereits vor sei-
ner Vereidigung. Falls die geplante
Volksabstimmung zu Stuttgart 21 das
Projekt bestätigen sollte, so verkünde-
te der Grüne, dann werde er seine Zu-
ständigkeit für den Bahnhofsneubau
an ein anderes Ministerium abgeben,
das von der SPD geführt wird.

Als eine seiner ersten Amtshand-
lungen rang der Minister mit Grube
um einen verlängerten Baustopp – auf
Kosten der Bahn. Und verlor.

Kurz darauf forderte Hermann eine
Überprüfung, ob nicht auch die von
den S-21-Gegnern favorisierte Kopf-

bahnhof-Alternative modernen An-
sprüchen genügt. Und bekam von der
Bahn einen Korb.

Am vorvergangenen Wochenende
übernahm Hermann die Hauptrolle in
einem Laien-Schauspiel namens „Ich
dementiere mich selbst“. In der „Ber-
liner Zeitung“ wurde der Minister
zum Stuttgart-21-Stresstest mit den
Worten zitiert: „Nach den bisher
durchgesickerten Informationen wird
der Stresstest wohl nicht scheitern.“
Diese Aussage sei „nie gefallen“, ließ
Hermann daraufhin den Bericht de-

mentieren, das sei „reine Spekula -
tion“. Eine Behauptung, der die Bahn
genüsslich widersprach. Man habe sich
ja eigentlich an die Schweigevereinba-
rung bis zur offiziellen Vorstellung des
Stresstests am 14. Juli gebunden ge-
fühlt, so ein Bahnsprecher, aber jetzt,
wo der Herr Minister … 

Vor Fernsehkameras beharrte Her-
mann darauf, dass der Landesregie-
rung keinerlei Informationen zum
Stresstest vorlägen. Insofern könne er
„das auch nicht kommentiert haben“.
Jetzt waren sowohl der Journalist als
auch die Bahn empört. Die Opposi -
tion bezichtigte Hermann der Lüge
und forderte seinen Rücktritt.

Vor dem Landtag übte Hermann
dar aufhin eine Spur Selbstkritik. In

der Tat sei eine „leichte Sprachverwir-
rung“, an der „keiner ganz unschul-
dig“ sei, nicht von der Hand zu wei-
sen. Und er präzisierte seinen Vor-
wurf an die Bahn, dass ihm bis dato
keine „Originalunterlagen“ zur Ver-
fügung stünden, aus denen er qualifi-
zierte Rückschlüsse auf das interne
Stresstest-Ergebnis ziehen könne. „Es
ist doch die Frage, ob ich einen Origi-
nalfahrplan habe oder einen Text über
einen Fahrplan“, sagte Hermann.

Tatsächlich sind die Unterlagen,
welche die Bahn bis dahin den Mit-

gliedern des sogenannten Len-
kungskreises vorgestellt hatte,
eher oberflächlich. So lässt
etwa das jüngste „Audit zu
Stresstest Stuttgart 21“, das bei
der Sitzung am 16. Juni prä-
sentiert wurde, kaum Rück-
schlüsse auf die Berechnungs-
grundlagen der Bahn zu. Da
ist zwar die Rede von geplan-
tem Verspätungsabbau oder
der noch ausstehenden Anpas-
sung von Mindesthaltezeiten.
Aber nicht davon, wie die
Bahn diese Vorgaben konkret
realisieren will.

Auch der 150-seitige Ab-
schlussbericht, den die Bahn am
vergangenen Freitag dem Ak-
tionsbündnis gegen S 21 und
dem Ministerium übermittelte,
lässt offenbar genau in diesen
Punkten noch viele Fragen un-
beantwortet.

Die Bahn bleibt dabei, das Ver-
kehrsministerium stets zeitnah über
den Verlauf des Stresstests infor -
miert zu haben. Die genaue Überprü-
fung der Angaben sei jetzt jedoch
nicht Aufgabe des Ministers, sondern
des Schweizer Stresstest-Gutachters
SMA.

In Sachen Kommunikation ist Her-
mann beim Stresstest durchgefallen.
Selbst Parteikollegen sind fassungslos
darüber, wie sich ihr Verkehrsminister
von Bahn-Chef Grube „am Nasenring
durch die Arena führen lässt“.

Der Minister will sich jetzt erst ein-
mal weiterer Kommentare enthalten.
Das ist nicht Hermanns Stil. Aber viel-
leicht seine letzte Chance.
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Minister Hermann: „Leichte Sprachverwirrung“



garter Politiker, sondern mit 4,1 Milliar-
den Euro veranschlagt.

Langsam aber schien den Bahnern,
auch ihrem damaligen Chef Mehdorn, zu
dämmern, auf welch riskantes Unterneh-
men sie sich mit dem Stuttgarter Prestige -
projekt eingelassen hatten. Es drohte viel-
leicht sogar Mehdorns wichtigstes Ziel zu
gefährden, den Börsengang der Bahn. Für
Mehdorn war deswegen klar, wer die
Mehrkosten zahlen musste, nämlich das
Land Baden-Württemberg.

Die Schreckensbotschaft überbrachte
am 4. März 2005 Matthias Zieschang, da-
mals Finanzvorstand bei DB Netz. Es
seien, so erklärte der Bahn-Manager den
Stuttgartern, „zwei weitere Kostenposi-
tionen aufzunehmen“. Wenn der Bahn-
hof unter die Erde verschwinde und des-
halb die bisherigen, überirdischen Gleis-
anlagen verlorengingen, müsse die Bahn
neue Wartungshallen für Waggons und
Lokomotiven bauen. Außerdem brauche
sie dann auch neue Abstellflächen für
Züge. Die Kosten lägen dafür bei etwa
332 Millionen Euro. 

Und dann sei da noch, so erklärte der
Bahn-Manager, die Sache mit dem Risi-
kozuschlag. Bei solchen Großprojekten
kalkuliere die Bahn in der Regel damit,
dass die Kosten am Ende um 40 Prozent
höher ausfielen als anfangs gedacht. Bei
Stuttgart 21 könne man „wegen der ho-
hen Planungstiefe“ etwas darunter blei-
ben, der Konzernvorstand habe sich „für
einen Risikozuschlag in Höhe von 1 Mrd.
Euro“ entschieden, heißt es in dem Pro-
tokoll des Treffens. Zieschang zeigte zwei
Alternativen auf. Entweder das Land tra-

ge die Extrakosten, oder sie müssten in
die Wirtschaftlichkeitsberechnung einflie-
ßen. Das hätte das Ende für das Projekt
bedeuten können.

Den damaligen Stuttgarter Verkehrs-
minister und späteren Ministerpräsiden-
ten Stefan Mappus (CDU) muss diese
plötzliche Kostenexplosion ziemlich er-
regt haben. Jedenfalls schrieb Mappus
kurz darauf einen geharnischten Brief an
Bahn-Chef Mehdorn. Der antwortete
postwendend und nicht weniger angriffs-
lustig. „Man wird langsam müde, ständig
in Frage gestellt zu werden“, schrieb Meh-
dorn. Es könne doch „nicht bestritten
werden, dass es in diesem Projekt große
technische und finanzielle Risiken gibt
und diese besprochen werden müssen“.

Allerdings schon wieder nicht öffent-
lich. Denn außerhalb des Bahn-Konzerns
wurde in den folgenden Jahren nie über
4,1 Milliarden Euro geredet. Die Baukos-
ten für Stuttgart 21 lagen demnach angeb-
lich nur bei höchstens 2,8 Milliarden Euro,
etwas später hieß es dann, 3,1 Milliarden
Euro seien genug. „Keine gravierenden
Mehrausgaben“, prophezeite noch im Au-
gust 2008 Günther Oettinger, damals Mi-
nisterpräsident.

Erst ein Jahr später korrigierte der neue
Bahn-Chef Grube die optimistischen Rech-
nungen. „Wir werden in der Tat nicht mit
3,076 Milliarden Euro für Stuttgart 21 aus-
kommen“, sagte Grube im November 2009
der „Stuttgarter Zeitung“. Einen Monat
später nannte der Bahn-Chef dann seine
Zahl: 4,1 Milliarden Euro. Jene Summe,
die bei seinen Experten bereits viereinhalb
Jahre zuvor in den Papieren stand.

Allerdings machte damals Stuttgart 21
nicht nur in der Öffentlichkeit gewaltige
Kostensprünge. Auch Bahn-intern war
diese Zahl schon längst wieder überholt.
Bereits im Juli hatte die Projektmanage-
ment-Firma Drees & Sommer im Auftrag
des Konzerns neu gerechnet. Stuttgart 21
lag nun, je nach Methode, zwischen 5 und
5,2 Milliarden Euro.

Für die Bahn sind derartige Kostensche-
ren kein Widerspruch. „Unterschiedliche
Investitionssummen ergeben sich aus un-
terschiedlichen, fortgeschrittenen Pla-
nungsständen“, erklärt ein Sprecher. Die-
se Berechnungen würden „in der Anfangs-
phase des Projekts ebenso“ gemacht wie
„jetzt in einer deutlich weiter fortgeschrit-
tenen Phase fortgeführt“. Das sei „die aus-
drückliche Aufgabe der Projektleitung“.
Zu Details etwa über Kostenkalkulatio-
nen in der Vergangenheit möchte der
Bahn-Sprecher keine Stellung nehmen.

Doch gerade diese Details könnten für
die Bahn noch zu einem ernsten Problem
werden. Wird ihre Zahlenakrobatik wo-
möglich zum Hebel für die Stuttgart-21-
Gegner, um die Finanzierungsvereinba-
rung zwischen Bund, Land und Bahn zu
kippen? 

Es wäre wohl eine der letzten Möglich-
keiten, das Projekt noch zu stoppen, das
dann aber auch mit gutem Grund. Denn
wenn die internen Zahlen der Bahn der
Wahrheit entsprechen, droht Baden-
Württemberg sonst das gleiche Schicksal
wie Hamburg mit der immer teurer wer-
denden Elbphilharmonie: offenen Auges
ins Milliarden-Fiasko.
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Proteste gegen Stuttgarter Bahnhofsneubau im Juni: Offenen Auges ins Milliarden-Fiasko?


